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Nachruf – der DBB NRW trauert

Am 8. April 2021 ist vollkommen unerwartet die 2. Vor-
sitzende des Deutschen Beamtenbundes und Tarifunion 
Nordrhein-Westfalen, Jutta Endrusch, verstorben.

Als 2. Vorsitzende des nord-
rhein-westfälischen Landes-
bundes hat sich Jutta En-
drusch über viele Jahre 
gewerkschaftlich engagiert 
und war auch in den Gremien 
des DBB NRW vertreten. Ihr 
gewerkschaftliches Engage-
ment erstreckte sich ebenso 
auf die Bundesebene des dbb 
beamtenbund und tarifunion 
und insbesondere auf die dbb 
bundesfrauenvertretung, wo 
sie sich als stellvertretende 
Vorsitzende für die Belange 
der weiblichen Mitglieder un-
ermüdlich eingesetzt hat. 

Im Bereich der Schul- und Bil-
dungspolitik sowie für den Be-
reich der Berufspolitik war Jut-
ta Endrusch für den DBB NRW 
und auch für ihre Fachgewerk-
schaft, den Verband Bildung 
und Erziehung (VBE) Nord-
rhein-Westfalen, aktiv. Neben 
ihrer Tätigkeit als Rektorin ei-
ner Hauptschule setzte sie sich 
auch als Mitglied des Haupt-
personalrats für Hauptschulen 
für die Interessen der Kollegin-
nen und Kollegen ein. 

Auch in schwierigen politi-
schen Gesprächen mit der Lan-

desregierung standen für Jutta 
Endrusch die Interessen der 
Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes in NRW im Vorder-
grund. Sie war eine streitbare 
und hart in der Sache diskutie-
rende Weggefährtin. 

Der Deutsche Beamtenbund 
Nordrhein-Westfalen verliert 
mit ihr eine starke, selbstbe-
stimmte, ehrliche und ins-

besondere herzliche Kollegin, 
die fest mit ihrer gewerk-
schaftlichen Tätigkeit für den 
DBB NRW verbunden war. Ihr 
selbstloser Einsatz, ihre selbst-
verständliche Hilfsbereit-
schaft und ihr Ideenreichtum 
wird allen, die sie kannten, in 
Er innerung bleiben. 

Sie wird uns fehlen. 
 JDS

Jutta Endrusch
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Gesellschaftspolitisch  
stehen wir vor großen  
Herausforderungen
Zentrales Thema bei der DBB NRW Haupt-
vorstandssitzung: Einkommensrunde 2021

„2021 ist und bleibt ein dyna-
misches Jahr“, sagte Roland 
Staude, Vorsitzender des 

Deutschen Beamtenbundes 
und Tarifunion Nordrhein-
Westfalen zu Beginn seines 

Roland Staude bei der Eröffnung des Landeshauptvorstandes
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gewerkschaft lichen Lagebe-
richtes zur Berufspolitik, nicht 
zuletzt auch mit Blick auf die 
noch immer andauernde Pan-
demie, bei der digitalen Sit-
zung des Hauptvorstandes 
seines Landesverbandes am 
21. April 2021.

Die Bewältigung der Pande-
mie koste den Bund, die Län-
der und die Kommunen eine 
Menge Geld (Kurzarbeiter-
geld, Septemberhilfen, No-
vemberhilfen etc.). Man ge-
winne aber den Eindruck, dass 
Geld einfach da ist. Dies sug-
geriere zumindest aktuell die 
Politik, so Staude. „Doch die 
Realität ist eine andere. Das 
noch in 2020 prognostizierte 
Wirtschaftswachstum von 
fast sechs Prozent wird nach 
den jüngsten Zahlen so nicht 
stattfinden.“

„Wir werden in NRW eine Zu-
spitzung in Fragestellungen 
zum öffentlichen Dienst ab 
Spätsommer erfahren“, vermu-
tet der DBB NRW Vorsitzende. 
Nicht nur, dass die Einkom-
mensrunde anstehe, sondern 
weil es auch um Umsetzungen 
von Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichtes und um eine 
echte Attraktivitätssteigerung 
für den öffentlichen Dienst in 
NRW gehe. Roland Staude: 
„Spätestens nach der Bundes-
tagswahl im September wird 
die Frage seitens der Politik  
gestellt werden: Wer wird das 
alles bezahlen?“

Homeoffice, FlexWorks  
und mobiles Arbeiten

Andrea Sauer-Schnieber, stell-
vertretende DBB NRW Vorsit-
zende, thematisierte „Home-
office, FlexWorks und mobiles 
Arbeiten“. Dies habe bereits und 
werde unseren Arbeitsalltag 
nachhaltig und stark verändern. 
Die Folgen, die sich daraus erge-
ben, seien vielfältig und noch 
nicht abschließend erkennbar. 

„Je nach Auswahl des Modells 
ergeben sich unterschiedliche 
Anforderungen an den Arbeits-
platz und an die arbeitsrecht-

lichen Bedingungen“, so  
Sauer-Schnieber. Auch die  
Anforderungen an arbeits-
schutzrechtliche Bestimmun-
gen würden variieren. 

Der DBB NRW habe hieraus ver-
schiedene Handlungsfelder 
identifiziert, so zum Beispiel die 
„Erfordernis von Dienstverein-
barungen zur Neuordnung der 
Arbeitswelt“, „Wer arbeitet 
wann, wie und wo?“, „Ausstat-
tung der flexiblen Arbeitsplät-
ze“, „Gesundheitsschutz“, „Füh-
rung auf Distanz“ und das 
Handlungsfeld „Beurteilungen“.

Diese Themen würden unter 
anderem auch im Rahmen ei-
ner Projektarbeit an der Hoch-
schule für Polizei und Öffentli-
che Verwaltung NRW im 
Auftrag des DBB NRW unter 
der Überschrift „Home office 
im öffentlichen Dienst-Verän-
derungen durch die bezie-
hungsweise in der Corona- 
Pandemie“ behandelt, so die 
stellvertretende Vorsitzende.

Andreas Hemsing, Vorsitzen-
der der DBB NRW Kommissi-
on und Mitglied des DBW 
NRW Vorstandes, berichtete 
zunächst über die Ergebnisse 
der Tarifverhandlungen im 
TVöD. „Mit dem Tarifab-
schluss für Beschäftigte von 
Bund und Kommunen wurde 
das in der Corona-Situation 
Mögliche erzielt. Vor allem 
haben wir Verschlechterun-
gen für die Kolleginnen und 
Kollegen verhindern können“, 
so Hemsing.

Allerdings fehle der Blick auf 
die dringend notwendige Fach-
kräftegewinnung und die alar-
mierende demografische Lage. 
Der Fachkräftemangel werde 
eklatant, so der Vorsitzende 
der DBB NRW Tarifkommission, 
wenn in den kommenden zehn 
Jahren die geburtenstarken 
Jahrgänge in den Ruhestand 
eintreten. „Wir sprechen von 
rund 500 000 Beschäftigten, 
die alleine aus der kommuna-
len Welt ausscheiden!“ 

Diese Punkte gehörten klar 
auf die Agenda für die Tarif-
verhandlungen 2022, meinte 
Andreas Hemsing. Neben ei-
ner besseren Bezahlung müss-
ten sich die Rahmenbedin-
gungen im öffentlichen Dienst 
unbedingt verbessern.

Tarifrunde der Länder

Zu der bevorstehenden Tarif-
runde der Länder unterstrich  
er die Besorgnis des DBB NRW 

Vorsitzenden. „Wir rechnen mit 
harten Verhandlungen im 
Herbst“, so Andreas Hemsing. 
Dann gelte es, die Interessen 
der Länderbeschäftigten in den 
Fokus zu rücken. Natürlich hät-
ten die Ergebnisse dort immer 
großen Einfluss auf die verbe-
amteten Kolleginnen und Kol-
legen. Hemsing: „Wir brauchen 
dringend die Parallelität in der 
Einkommensentwicklung.“ 

Schließlich wies er noch auf die 
Sitzung der Landestarifkom-
mission und der Fachgewerk-
schaften am 21. Juni 2021, so-
wie die Forderungsfindung der 
dbb Bundestarifkommission 
am 26. August 2021 hin.

Mathia Arent-Krüger, die Vor-
sitzende der DBB NRW Senio-
renvertretung, legte ihren Be-
richt vor und kündigte unter 
anderem das nächste Senio-
renseminar 9. bis 11. Dezem-
ber 2021 – hoffentlich als Prä-
senzveranstaltung – an.

Die neue Vorsitzende der DBB 
NRW Frauenvertretung, Diana 
Wedemeier, berichtete zu-
nächst über die Neuwahlen der 
Frauenvertretung, bei denen 
neben ihr als stellvertretende 
Vorsitzende Susanne Mosbach 
und Tanja Küsgens gewählt 
worden sind. Das DBB NRW 
Magazin hat in seiner Aprilaus-
gabe darüber berichtet.

Außerdem wies Wedemeier 
darauf hin, dass sie mit einer 
der beiden neuen Fraktionsvor-
sitzenden von Bündnis 90/Die 
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Andrea Sauer-Schnieber

Andreas Hemsing
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Grünen, Josephine Paul, am  
20. April 2021 ein erstes Ge-
spräch geführt hat. Die erste Sit-
zung der neuen Frauenvertre-
tung findet am 4. Mai 2021 statt.

Der Landesjugendleiter Moritz 
Pelzer berichtete über die Akti-
vitäten seines Jugendverbandes 
dbb jugend nrw und kündigte 
den (virtuellen) 20. Landesju-
gendtag am 23. April 2021 un-
ter dem Motto „Öffentlicher 
Dienst: WIR regeln das!“ an. Da 
bei dieser Veranstaltung Pelzer 
nicht wieder kandidieren wird, 
bedankte sich Roland Staude 
bei ihm für die gute, vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit und 
wünschte ihm für seine berufli-
che Zukunft alles Gute. 

Teilnehmer sind virtuell anwesend

Berufspolitik

Wünsche und Hoffnungen müssen wieder  
Wirklichkeit werden können
Drei Fragen an den Partei- und Fraktionsvorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
(SPD) im Land Nordrhein-Westfalen Thomas Kutschaty (MdL).

Der Deutsche Beamtenbund Nordrhein-Westfalen gra-
tuliert Thomas Kutschaty zu seiner Wahl als neuer Lan-
desvorsitzender der SPD NRW. Das DBB NRW Magazin 
hat aus diesem Anlass drei Fragen den Partei- und Frak-
tionsvorsitzenden gestellt.

DBB NRW Magazin: Welche 
Ziele haben Sie sich persönlich 
als neuer Vorsitzender der SPD 
NRW gesteckt?

Thomas Kutschaty: Die SPD 
muss in NRW Anwältin und 
Architektin zugleich sein. 
Schon vor der Pandemie hat-
ten immer mehr Menschen im 
Alltag zu kämpfen. Die Krise 
hat dann leider gezeigt, dass 
die wirklichen Leistungsträge-
rinnen und Leistungsträger 
der Gesellschaft viel zu 
schlecht bezahlt werden. Ihre 
Anerkennung muss uns mehr 
wert sein. 

Gleichzeitig ist niemand da-
mit zufrieden, wenn immer 

wieder nur das Mindeste he-
rausspringt. Alle wollen in 
einer lebenswerten Umwelt 
leben, vielleicht in einer 
schöneren Wohnung, sich 

auch mal etwas leisten kön-
nen vom Verdienten wie 
zum Beispiel Urlaub. Die Per-
spektive geht der Politik ge-
rade etwas verloren, finde 

ich. Sozialdemokratie heißt 
aber auch: Wünsche und 
Hoffnungen müssen wieder 
Wirklichkeit werden  
können. 

DBB NRW Magazin: Inwie-
weit schließen Sie sich der 
vom DBB NRW geforderten 
Attraktivitätsoffensive für die 
nordrhein-westfälischen Be-
schäftigten in der Landesver-
waltung an?

Thomas Kutschaty: Wir müs-
sen uns dringend um die At-
traktivität des öffentlichen 
Dienstes kümmern. 17 000 
offene Stellen im Land spre-
chen eine deutliche Sprache: 
Der öffentliche Dienst ist ge-
rade nicht attraktiv genug. 
Und von der Landesregierung 
sehe ich hier im Augenblick 
gar nichts. Wir erleben doch 
gerade, wohin die sogenann-
te Entfesselung und „Privat 
vor Staat“ führt. Wenn wir 
unsere Gesundheitsverwal-
tung erst kaputtsparen, dür-
fen wir uns nicht wundern, 
dass wir in der Pandemie an 
die Grenzen stoßen. 

Thomas Kutschaty
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Dieses Mantra hat aber auch 
dafür gesorgt, dass Straßen, 
Brücken und Wohnraum nicht 
geplant werden konnten oder 
Steuerhinterzieher ein einfa-
cheres Spiel haben. Die Verwal-
tung leistet für unser Allge-
meinwohl sehr viel. Zur 
Wahrheit gehört aber auch: 
Das ist nicht nur Schuld dieser 
Landesregierung.

Aber gerade in der Pandemie 
hat diese Landesregierung zu 
wenig für die Beschäftigten 
getan. Wie lange mussten die 
Kolleginnen und Kollegen auf 
Tests warten? Wieso werden 

manchen Berufsgruppen be-
vorzugt geimpft, andere nicht? 
Darüber hätte die Landesregie-
rung ja mit dem DBB und den 
Gewerkschaften sprechen kön-
nen, ist aber nicht passiert. Der 
Tiefpunkt war für mich er-
reicht, als der Finanzminister 
uns geschrieben hat, dass die 
Tests für die Bediensteten des 
öffentlichen Dienstes „nach-
rangig“ seien. Was soll man 
dazu noch sagen?

DBB NRW Magazin: Steht die 
SPD NRW unter Ihrer Führung 
hinter den derzeitigen Alters- 
und Sozialversicherungssyste-

men für Beamtinnen und 
Beamte?

Thomas Kutschaty: Das System 
hat sich bewährt. Trotzdem 
muss es an den Stellen verbes-
sert werden, wo Beamtinnen 
und Beamten durch das Raster 
fallen. 

Wir haben bereits 2019 einen 
Gesetzentwurf für die Einfüh-
rung einer pauschalen Beihilfe 
vorgelegt und dazu viele positi-
ve Rückmeldungen der Beschäf-
tigten erhalten. Dies betrifft ge-
rade solche Beschäftigten mit 
Vorerkrankungen oder Kindern, 

die sich nicht so einfach privat 
versichern können. Es muss 
möglich sein, dass auch Beam-
tinnen und Beamte eine Unter-
stützung vom Dienstherrn er-
halten, wenn sie sich selbst für 
die gesetzliche Krankenversi-
cherung entscheiden wollen. In 
vielen Bundesländern ist das 
inzwischen möglich.

Beim Thema Pensionsfonds 
muss die Regierung sich an ih-
ren eigenen Versprechen im 
Wahlkampf messen. Sie woll-
ten den jährlichen Beitrag 
dazu deutlich erhöhen, das  
Gegenteil ist geschehen. 

Neues von der Jubiläumszuwendung
Entfristung der Jubiläumszuwendungsverordnung geplant

Die Landesregierung hat den Deutschen Beamtenbund Nordrhein-Westfalen zur beabsichtigten Entfristung der 
zunächst nur bis zum 30. Juni 2021 gültigen Jubiläumszuwendungsverordnung angehört. Damit wäre es möglich, 
dass Beamtinnen und Beamte im Land Nordrhein-Westfalen nach Erreichen bestimmter Dienstzeiten auch weiter-
hin eine Jubiläumszahlung erhalten.

Es war ein beachtlicher Erfolg 
des nordrhein-westfälischen 
Beamtenbunds, als im Zu-
sammenhang mit der Dienst-
rechtsreform mit Wirkung 
zum 1. Juli 2016 die Gewäh-
rung einer Jubiläumszuwen-
dung für Beamtinnen und 
Beamten in NRW (wieder) 
eingeführt worden ist. Wurde 
hiermit doch eine Forderung 
des DBB NRW erfüllt. Der Be-
amtenbund hatte sich näm-
lich nicht zuletzt im Rahmen 
des Gesetzgebungsverfah-
rens zum Dienstrechtmoder-
nisierungsgesetz im Jahr 
2016 hierfür vehement ein-
gesetzt. 

Die Verordnung sieht insbe-
sondere folgende Jubiläums-
zuwendungen vor:

 ▪ bei einer Dienstzeit von  
25 Jahren 300 Euro,

 ▪ bei einer Dienstzeit von  
40 Jahren 450 Euro und

 ▪ bei einer Dienstzeit von  
50 Jahren 500 Euro.

Allerdings ist die Gültigkeit 
dieser Verordnung – wie bei 
solchen Verordnungen üblich 
– auf fünf Jahre, also bis zum 
30. Juni 2021, befristet. Der 
DBB NRW hat in seiner Stel-
lungnahme daher die beab-
sichtigte Entfristung, also die 
zeitlich unbegrenzte Gültig-
keit, ausdrücklich begrüßt. 
„Etwas anderes wäre den Be-
amtinnen und Beam-
ten auch ange-
sichts dessen, 
dass sich 
der öf-
fentliche 
Dienst ge-
rade jetzt 
wieder in 
der pan-
demiege-
prägten 
Zeit als be-
lastbare und 
verlässliche 
Säule zum Funktio-
nieren des Staatswesens 
beweist, schlechthin nicht 
vermittelbar“, so der Erste 

Vorsitzende des DBB NRW, 
Roland Staude. 

Der nordrhein-westfälische 
Beamtenbund hat aber zu-
sätzlich darauf hingewiesen, 
dass die Höhe der Beträge 
angepasst werden muss. Ro-
land Staude hierzu: „Eine 
maßvolle Erhöhung ist so-
wohl haushälte-
risch darstellbar 
als auch in der 

Sache notwendig und ange-
messen.“

Nunmehr bleibt die Umset-
zung durch die Landesregie-
rung abzuwarten. MP
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Grundrente, Rentenerhöhung 2021  
und Reform der Pflegeversicherung
Sitzung der Landesseniorenvertretung am 30. März 2021

Alle hatten gehofft, sich zur ersten Sitzung der Landes-
seniorenvertretung in Präsenz zu treffen, leider ließ das 
Coronavirus dies nicht zu und so fand die Sitzung als Vi-
deokonferenz statt.

Zunächst berichtete der Vorsit-
zende des Deutschen Beam-
tenbundes Nordrhein-Westfa-
len, Roland Staude, über 
Themen und Aktivitäten des 
DBB NRW, zum Beispiel über 
die Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 4. und 5. 
Mai 2020 und die Fortschritte 
der Umsetzung, die Attraktivi-
tätsoffensive Öffentlicher 
Dienst und die Einkommens-
runde 2021 zum TV-L.

Die Vorsitzende der DBB NRW 
Seniorenvertretung, Mathia 

Arent-Krüger, fuhr fort mit  
aktuellen Informationen  
aus dem dbb bund und der 
Politik. 

Sie informierte zunächst über 
das am 1. Januar 2021 in Kraft 
getretene Gesetz zur Grund-
rente. Mit der Neuregelung 
sollen circa 1,3 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner  
einen individuellen Zuschlag 
zur Rente erhalten.

Nach einem Bericht über die in 
2021 erfolgte Rentenerhöhung 

berichtete Arent-Krüger noch 
über die Reform der Pflegever-
sicherung, bei der sich der dbb 
in zahlreichen digitalen Treffen 
und Gesprächen mit dem Ge-

sundheitsministerium für eine 
nachhaltige Reform (inklusive 
Finanzreform) der Pflegeversi-
cherung trotz der Corona-Pan-
demie eingesetzt hat. MAK

Mathia Arent-Krüger, Vorsitzende der DBB NRW Seniorenvertretung
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Frauen verdienten 2020 in NRW  
18 Prozent weniger als Männer
Mit einem durchschnittlichen Bruttostundenverdienst 
von 18,54 Euro verdienten Frauen in Nordrhein-Westfa-
len im Jahr 2020 rund 18 Prozent weniger als ihre 
männlichen Kollegen (22,56 Euro).

Dies teilte Information und 
Technik Nordrhein-Westfalen 
als Statistisches Landesamt 
mit. Der Gender Pay Gap sei al-
lerdings nicht gleichzusetzen 
mit einer Lohndiskriminierung 
weiblicher Beschäftigter in die-
ser Höhe, da er keine Auskunft 
über die Ursachen des ge-
schlechtsspezifischen Ver-
dienstabstands gebe, so IT. 
NRW.

In seinem Wert kommen nicht 
nur Differenzen in der indivi-
duellen Entlohnung zum Aus-
druck, sondern vor allem Un-
terschiede in den 

Beschäftigungsstrukturen von 
Frauen und Männern. So sind 
beispielsweise 6,6 Prozent der 
Frauen als Führungskräfte tä-
tig, während dies auf 12 Pro-

zent der Männer zutrifft. Hin-
zu kommt, dass 56,8 Prozent 
der Frauen in Teilzeit oder in 
geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen arbeiten, 
die häufig schlechter entlohnt 
werden als Frauen in Vollzeit. 
Gleiches trifft jedoch „nur“ 
auf 16,1 Prozent der Männer 
zu. 

Wussten Sie schon
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Leserbrief zum  
Artikel: Wussten  
Sie schon?

„NRW-Pflegeeinrichtungen 
beschäftigten Ende 2019 
über fünf Prozent mehr Per-
sonal als zwei Jahre zuvor“ 
in der Ausgabe 04/21

Der Verfasser des Leserbrie-
fes weist daraufhin, das zum 
gleichen Zeitraum die Anzahl 
der Pflegebedürftigen von 
351 804 auf 394 841 gestie-
gen sei. Das entspräche ei-
nem Anteil von circa 12 Pro-
zent. Dies bedeute also 
letztendlich, dass Pflegeper-
sonal eingespart worden sei.
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Wie ist die derzeitige Situation der Erzieherinnen und Erzieher 
in den Kindertagesstätten in Nordrhein-Westfalen? 

Tatsächlich befindet sich das Kitapersonal seit geraumer Zeit  
in einem Wechselbad der Gefühle. Da ist einerseits der große 
Wunsch, dass frühkindliche Bildung und pädagogische Arbeit 
endlich wieder wie gewohnt stattfinden können. Denn die Be-
schäftigten fragen sich natürlich, wie sich die aktuelle Situation 
auf die Kinder auswirkt. 

Kitabeschäftigte arbeiten als einzige Berufsgruppe  
überwiegend ungeschützt

Andererseits herrscht Sorge um die eigene Gesundheit. Die Infek-
tionsgefahr ist ständig präsent. Alle Kitabeschäftigten arbeiten 
seit Beginn der Pandemie als einzige Berufsgruppe überwiegend 
ungeschützt. Die früheren Impfungen und die ausgeweitete Test-
strategie sind daher absolut richtig. 

Zu großem Unverständnis führt allerdings die ungleiche Behand-
lung der Bildungssysteme Kita und Schule. Während die Schulen 
zeitweise in Distanz- oder dauerhaft in Wechselunterricht sind, 
bleibt in den Kitas der eingeschränkte Regelbetrieb bestehen. De 
facto bedeutet das: Die Einrichtungen sind voll.

Über all das wächst der Unmut unter den Beschäftigten jeden Tag 
ein bisschen mehr. Alarmiert nehmen wir die Stimmen wahr, die 
mit dem Gedanken spielen, sich beruflich zu verändern und das 
System Kita zu verlassen. Bereits vor Corona gab es akuten Fach-
kräftemangel. Diese Situation hat sich nochmals verschärft.

Strategien für das Hier und Jetzt

Was die Kitabeschäftigten brauchen, sind Strategien für das Hier 
und Jetzt. Was sie darüber hinaus benötigen, ist die notwendige 
Perspektive für die Zeit nach der Pandemie. Das alles muss vorbe-
reitet und geplant werden. Wertschätzende Worte schützen nicht 
vor Corona und sie führen keineswegs zu verbesserten Arbeits- 
und Rahmenbedingungen. 

Herr Landtagspräsident, was sind eigentlich  
Kleine Anfragen? 

Damit Abgeordnete, Fraktionen und Parlamente gegenüber der 
Exekutive ihrer Kontroll- und Öffentlichkeitsfunktion nachkom-
men können, haben sie die Möglichkeit, Anfragen an die Landes-
regierung einzubringen. Im Landtag Nordrhein-Westfalen wird 
zwischen Großen und Kleinen Anfragen unterschieden. Im Unter-
schied zu den Großen Anfragen, die nur von Fraktionen oder min-
destens sieben Mitgliedern des Landtags Nordrhein-Westfalen 
eingebracht werden können, können Kleine Anfragen von jedem 
einzelnen Parlamentarier gestellt werden. Es ist also das Recht 
jedes Abgeordneten, durch Kleine Anfragen Auskünfte zu The-
menbereichen zu erlangen, für die die Landesregierung verant-
wortlich ist. 

In § 88 der Geschäftsordnung des Landtags von Nordrhein-West-
falen ist geregelt, dass Kleine Anfragen von der Landesregierung 
schriftlich beantwortet werden müssen und dazu keine Beratung 
im Plenum oder den Ausschüssen stattfindet. Antwortet sie nicht 
fristgerecht innerhalb von vier Wochen, so setzt die Präsidentin 
oder der Präsident die Kleine Anfrage auf Antrag der Fragestelle-
rin oder des Fragestellers auf die Tagesordnung der übernächsten 
Plenarsitzung und fordert die Landesregierung zur mündlichen 
Beantwortung auf. 

5 251 Kleine Anfragen wurden in dieser Wahlperiode bislang ge-
stellt. Das verdeutlicht, dass die Abgeordneten ihr Recht auf In-
formation und Öffentlichkeit ausdrücklich wahrnehmen. Das Fra-
gerecht der Parlamentarier ist eine der Grundlagen ihrer Arbeit: 
der Gesetzgebung und der Kontrolle der Regierung, die ohne In-
formationen nicht möglich wäre. Unter anderem sorgen die Klei-
nen und Großen Anfragen dafür, dass Beweggründe für Entschei-
dungen in die Öffentlichkeit geraten und dass der Landtag 
Nordrhein-Westfalen als Landesparlament Transparenz für die 
Bürgerinnen und Bürger gewährleistet. Besonders in Zeiten der 
Corona-Pandemie zeigt dies, dass die Abgeordneten ihrer Verant-
wortung nachkommen und sich Demokratie und Parlamentaris-
mus bewährt haben.  
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… bei André Kuper, Präsident des Landtag 
Nordrhein-Westfalen 

… bei Sandra van Heemskerk, stellvertretende 
Landesvorsitzende der komba gewerkschaft 
nrw und Vorsitzende des Bundesfachberei-
ches Sozial- und Erziehungsdienst der komba 
gewerkschaft

Kurz nachgefragt …
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Beschäftigte haben abgeliefert,  
jetzt sind die Arbeitgeber dran
„Wir regeln das!“ – 20. Landesjugendtag der dbb jugend nrw

Wie steht der öffentliche Dienst in der Corona-Krise da? Welche Schwachpunkte  
werden offensichtlich? Was muss dringend passieren? Um solche und ähnliche Fragen 
ging es beim 20. Landesjugendtag (LJT) der Deutschen Beamtenbund-Jugend NRW.  
Es gab jede Menge Politprominenz, emotionale Momente und eine neue politische 
Ausrichtung – eigentlich also wie bei jedem LJT – und doch ganz anders.

Nervenzerren fast bis zum 
Schluss: Der Termin für den alle 
vier Jahre stattfinden Landesju-
gendtag der Deutschen Beam-
tenbund-Jugend NRW (dbb ju-
gend nrw) stand schon lange 
– und doch war aufgrund der 
Corona-Pandemie fast bis zum 
Schluss unklar, ob er stattfin-
den kann. Er fand statt: virtuell 
anstelle eines eigentlich er-
sehnten persönlichen Treffens 
in Bergisch Gladbach. 100 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
waren bei der Jubiläumsveran-
staltung – es war der 20. Lan-
desjugendtag – dabei.

Öffentliche Veranstaltung 
mit NRW-Innenminister 
Herbert Reul

Unter ihnen neben mehr als 60 
Delegierten in einer Liveschal-
te NRW-Innenminister Herbert 
Reul, Landtagsvertreter wie 
der Parlamentarische Ge-

schäftsführer von Bündnis 90/
Die Grünen, Mehrdad Mostofi-
zadeh (MdL), oder der Staats-
sekretär des NRW-Ministeri-
ums für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie, 
Christoph Dammermann. So-
gar Ministerpräsident Armin 
Laschet und zahlreiche Minis-
terinnen und Minister waren 
dabei, genauso wie die Ge-
werkschaftsspitzen Roland 
Staude als Vorsitzender des 
DBB NRW und Karoline Her-
mann als Bundesvorsitzende 
der dbb jugend – wenn auch 
coronabedingt nur mit digita-
len Grußworten.

Die Pandemie verlange allen 
unglaublich viel Flexibilität ab 
– im Gewerkschaftlichen wie 
auch im Job, sagte Moritz 
Pelzer, Vorsitzender der dbb 
jugend nrw, zum Auftakt der 
Veranstaltung. In der Corona-
Krise sei der öffentliche Dienst 

in besonderer Weise gefragt 
und habe in dieser Krise – ähn-
lich wie auch bereits während 
der Migrationsbewegung im 
Jahr 2015 – gezeigt, wie ver-
lässlich und anpassungsfähig 
er funktioniere. „WIR regeln 
das!“ – das Motto des 20. Lan-
desjugendtages bringe genau 
dies zum Ausdruck.

Beschäftigten geben ihr 
Bestes, um Schutz der Be-
völkerung sicherzustellen

Zum Thema wurde das nach 
einer Liveschalte zu Innenmi-
nister Reul dann auch in einer 
Podiumsdiskussion: Dort be-
richtete Susanne Aumann vom 
Ordnungsamt Aachen und Mit-
glied des dortigen Krisenstabs 
darüber, wie die Beschäftigten 
seit März vergangenen Jahres 
unter Dauerstrom stehen, ihr 
Bestes geben, um den Schutz 
der Bevölkerung sicherzustel-

len, aber oftmals bespuckt oder 
gar körperlich angegangen wer-
den. Der Blick in die Zukunft 
zeige zudem, dass der Ratten-
schwanz für die Finanzverwal-
tung zeitversetzt komme, so 
Teresa Jedinat, die abwech-
selnd mit Judith Butschkau als 
Mitglieder der Landesjugendlei-
tung und Vertreterinnen der 
Finanzverwaltung mit auf dem 
Podium saßen.

In einer inhaltlichen Befra-
gung der Mitglieder, die schon 
vor der Podiumsdiskussion vir-
tuell stattfand, bemängelten 
die Mitglieder unter anderem, 
dass trotz des enormen Extra-
aufwands im Job in Zusam-
menhang mit der Pandemie 
die Wertschätzung manches 
Arbeitgebers sogar ganz aus-
blieb. Als problematisch wur-
de aus Sicht der Mitglieder  
zudem der Stand der techni-
schen Ausstattung sowie die 

Moritz Pelzer bei der Eröffnung  
des Landesjugendtages
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Digitalisierung in der öffentli-
chen Verwaltung erachtet. Ein 
Thema, mit dem sich die Dele-
gierten später noch konkret 
beschäftigten.

Bessere technische Ausstat-
tung der Auszubildenden 
und Anwärterinnen und 
Anwärter

So gaben sie ein klares Votum 
ab für einen Leitantrag, der 
ein schnelles Vorantreiben der 
Digitalisierung beinhaltet. 
„Die Corona-Pandemie macht 
deutlich, wie wichtig dieses 
Vorhaben ist, und warum wir 
es mit Hochdruck verfolgen 
sollten“, betonte Pelzer. In Zu-
kunft will die dbb jugend nrw 
sich zudem für eine bessere 
technische Ausstattung der 
Auszubildenden sowie Anwär-
terinnen und Anwärter einset-
zen. Diese sei im Vergleich zur 
freien Wirtschaft bei Weitem 
nicht mehr zeitgemäß. 

Daneben nimmt der Leitan-
trag die Abschaffung befris-
teter Verträge ins Visier, 
drängt auf die Besetzung 
von 13 500 unbesetzten Stel-
len in NRW und unter ande-
rem auf die Option, Über-
stunden auszahlen, 

ansparen oder in Freizeitaus-
gleich umwandeln zu lassen. 
Zudem wollen die jungen 
Gewerkschaftler sich unter 
anderem für eine Reduktion 
der wöchentlichen Arbeits-
zeit starkmachen.

Ihre Zustimmung gaben die 
jungen Beschäftigten des öf-
fentlichen Dienstes außer-
dem zu einem Antrag, der 
sich ebenfalls als Leitantrag 
mit einem der Kernthemen 
des gewerkschaftlichen Ju-
genddachverbandes der 
letzten Jahre befasst: der 
Sicherheit für die Beschäf-
tigten im öffentlichen 
Dienst. Laut diesem wird 

man sich in Zukunft dafür 
starkmachen, dass Behör-
den auf Basis erprobter Kon-
zepte wie dem des Aachener 
Modells flächendeckend 
über Sicherheitskonzepte 
verfügen. Zudem stellten 
die jungen Beschäftigten 
fest, dass die Frage nach Si-
cherheit immer auch mit der 
nach zusätzlichem Personal 
einhergehe. Diese könne die 
Sicherheit besonders im Au-
ßendienst erhöhen. Wichtig 
sei es daneben, die Ver-
schärfung des Strafrechts zu 
erreichen. Übergriffe auf Re-
präsentanten des Staates 
müssten konsequent ver-
folgt werden. 

Neue Landesjugendleiterin: 
Susanne Aumann

Neben weiteren Anträgen zu 
Themenfeldern wie Jugendar-
beitslosigkeit, Dienstrecht 
oder der Stärkung des Ehren-
amtes standen emotionale 
Momente auf der Agenda: 
Nach vier erfolgreichen Jahren 
verabschiedeten sich gleich 
mehrere Mitglieder des Vor-
standes. Moritz Pelzer blickt 
damit zurück auf eine intensi-
ve Zeit des politischen Aus-
tauschs und einer überdurch-
schnittlich hohen Zahl an 
Kontakten zur politischen 
Ebene, bei denen er gemein-
sam mit den ebenfalls schei-
denden Vorstandsmitgliedern 
Jennifer Ferdinand, Marcel 
Huckel und Sebastian Schal-
lau sowie Saskia Bläsius als 
kooptiertes Mitglied viel für 
den Verband bewegen konnte.

Mit breitem Votum wird nun in 
Zukunft Susanne Aumann mit 
einem neuen Team die Geschi-
cke des Verbandes lenken. Die 
neue Vorsitzende der dbb ju-
gend nrw ist bei der komba 
Gewerkschaft beheimatet, 
kommt aus Aachen und ist 
dort in leitender Funktion im 
Ordnungsamt tätig.  MK

Die neue Landesjugendleitung: Susanne Aumann (Mitte) mit 
ihrem neuen Team von links nach rechts: Nicole Schorn, Teresa 
Jedinat, Susanne Aumann, Judith Butschkau, Daniel Weber


